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Dorothea Gängel

Der Bau des Claraturms war
lange Zeit hart umkämpft.Nach-
dem der Grosse Rat im Juni 2013
den Bebauungsplanmit grossem
Mehr gutgeheissen hatte,wurde
ein Referendum ergriffen, und
es kam zu einer Volksabstim-
mung.Mit 53 Prozent lehnte die
Basler Bevölkerung das Refe-
rendum ab. Die Argumentation
derBefürworter stützte sich auch
auf das Versprechen, dass die
oberste Etage des Claraturms der
Quartierbevölkerung zur Verfü-
gung stehen würde.

Ein Saal von über 300 Quad-
ratmetern sollte – so steht es auch
in der Baubewilligung – «weit-
gehend für Publikumsnutzung»
verwendet werden.

Heute, zwei Jahre nach Fertig-
stellung, herrscht allerdings im
obersten Geschoss des Turms
noch immergähnende Leere.Das
geht aus einem Bericht von
«Architektur Basel» hervor.Man
habe noch keinen Interessenten
gefunden, der die Anforderun-
gen einer Publikumsnutzung er-
fülle, zitiert das Portal die UBS,
Vermieterin der Immobilie.

Über 300 FrankenMiete
pro Quadratmeter
Vor einem Monat hat Grossrat
René Brigger eine schriftliche
Anfrage an den Regierungsrat
eingereicht. Darin fragt er nach
den Gründen für den Leerstand:
«Wann undwie kann der Bebau-
ungsplan so umgesetzt werden,
dass im obersten Vollgeschoss
eine Publikumsnutzungmöglich
wird?»

Brigger vermutet, dass die
Höhe derMiete ein Grund fürden
Leerstand sein könnte. «Die UBS
müsste wohl unter den Selbst-
kosten vermieten», sagt er auf
Anfrage. «Eine Miete von über
300 Franken pro Quadratmeter,

wie sie für dieWohnungen in den
oberen Etagenverlangtwird, hal-
te ich für eine publikumsorien-
tierte und wohl gastronomisch
orientierte Nutzung des Oberge-
schosses zu hoch.»

Suchtman auf derWebsite des
Claraturms nach freienWohnun-
gen, findet man noch drei – ins-
gesamt waren 285 im Angebot.
Die Nachfrage nach den Woh-
nungen ist offenbar gross. Die
am höchsten gelegene befindet
sich in der 25. Etage, ist 58 Qua-
dratmeter und kostet brutto 2100
Franken im Monat.

Warum kommuniziert
die UBS nicht transparent?
Wasmanvergeblich sucht, ist das
Mietangebot für die 30., die
oberste Etage des Turms. Diese
Zeitung hat die Eigentümerin der
Immobilie, die UBS, gefragt,wel-
cheMassnahmenbisherergriffen
wurden, um die oberste Etage
des Claraturms zu vermieten,
und ob sich bereits Interessenten
gemeldet hätten.DieAntwort da-
rauf war wenig konkret.

«UBS Asset Management ist
seit längerem bestrebt, eineMie-
terschaft für die oberste Etage im
Claraturm zu finden, und hat
bereits mehrere Möglichkeiten
geprüft,wie diese derÖffentlich-
keit zugänglich gemachtwerden
kann.Bis anhin konnte noch kein
Interessent gefunden werden,
welcher dieAnforderungen einer
Publikumsnutzung erfüllt.»

Auf unsere Nachfrage,wo das
Angebot aufgeschaltet sei und zu
welchem Preis die Fläche im
Obergeschoss vermietet werden
solle,will man sich zurzeit nicht
äussern. Daniel Hagmann ist bei
der Tend AG verantwortlich für
die Vermietung der Gewerbe-
flächen imClaraturm.Auf Nach-
frage sagt er, dass er keine Aus-
kunft zumStand derVermietung
der oberen Etage geben dürfe.

Die gesamte Kommunikation
laufe über die UBS.

Warum kommuniziert die
UBS nicht transparent? Undwie
attraktiv ist die Lokalität für po-
tenzielleMieter? BeimNeutralen
Quartierverein Unteres Klein-
basel hat man keine Kenntnis
davon, dass die obere Etage des
Claraturms noch zu vermieten
ist.CarmenKolp,Geschäftsführe-
rin der IG Kleinbasel,weiss zwar,
dass das oberste Stockwerk für
eine öffentliche Nutzung vorge-
sehen ist. Sie habe bis jetzt
jedoch keine Anfrage bezüglich
einer solchen Nutzung erhalten.

Theres Wernli war als Lei-
terin des Stadtteilsekretariats
Kleinbasel in die Diskussionen
mit Quartierbewohnerinnen und
-bewohnern sowie interessierten
Organisationen und Investoren
noch vor derAuflage des Bebau-
ungsplans für den Claraturm
involviert. Sie wundert sich,wa-
rumnie eineAusschreibung die-
ser Fläche erfolgt ist.

Auch derWirteverband
weiss nichtmehr
Und auch Pascal Engler, der vor
gut einem Jahr im Erdgeschoss
das Restaurant CheVuoi eröffnet
hat, weiss nichts von dem Leer-
stand in der obersten Etage.

Maurus Ebneter, Präsident
des Wirteverbands Basel-Stadt,
sagt auf Anfrage, dass ihm nie-
mand bekannt sei, der sich für
dieses Objekt beworben habe.
«Grundsätzlich wären ein Be-
trieb oder ein Veranstaltungs-
raum mit Ausblick auf die Stadt
und die Umgebung interessant»,
sagt er. «Es kommt aber auf die
Miete, den Investitionsbedarf,
die Erschliessung des oberen
Stockwerks, das Design und die
konkrete Aussicht an.» Alles In-
formationen, dieman einerAus-
schreibung entnehmen könnte –
wenn es sie gäbe.

Gähnende Leere in der obersten Etage
Claraturm Seit zwei Jahren bleiben rund 300 Quadratmeter in dem Gebäude, das der UBS gehört, ungenutzt.
Dabei gab es dafür konkrete Pläne.

Ganz hoch hinauf möchte bisher noch niemand – aus welchen Gründen? Foto: Pino Covino

Das neue Basler Gleich-
stellungsgesetz lässt dieWogen
hochgehen. Im öffentlichen
Fokus steht dabei eine
vermeintlich banale Frage:
Für wen soll das neue Gesetz
gelten, und wer soll konkret
benannt werden? Sollen Frauen
und Männer explizit hervor-
gehoben werden?Was ist mit
queeren Personen? Oder soll
schlicht von der Gleichstellung
aller Geschlechter gesprochen
werden?

Es sind aufgeladene Diskus-
sionen. Das ist verständlich:
Die Anliegen von Minderheiten
und Frauen wurden in der
Vergangenheit immerwieder
gegeneinander ausgespielt. Die
Angst, zu kurz zu kommen, ist
nachvollziehbar. Mit dem
vorliegenden Gesetz wurde ein
Kompromiss gefunden, der
sorgfältig mit dieser Problema-
tik umgeht und gleichzeitig
auch vermeintlich neueren
Bedürfnissen gerecht wird.

Die Sensibilisierung für LGBT-
Rechte ist in den letzten Jahren
gestiegen, und Identitäten
jenseits von Frau und Mann
werden von immer mehr
Menschen offen gelebt. Nicht
zwingend weil es mehr trans
oder nonbinäre Menschen gibt,
sondern weil sich mehr Men-
schen sicher genug fühlen, um
ihre Bedürfnisse auszuleben.
Das ist ein wichtiger und
grosser Erfolg, den wir dem
unermüdlichen Einsatz der
feministischen und queeren
Bewegung zu verdanken haben.

Diese Situation muss sich auch
in unseren Gesetzen nieder-
schlagen. Die Frage ist, wie.
Soll die Gleichstellung von
Frauen, Männern und queeren
Menschen im gleichen Gesetz
geregelt werden? Ich meine: Ja.

Selbstverständlich unter-
scheiden sich die spezifischen
Probleme, mit denen Menschen
wegen ihres Geschlechts oder

ihrer Sexualität konfrontiert
werden.Während die Fähigkeit,
Kinder zu kriegen, für viele
Frauen auch ein Armutsrisiko
darstellt, kämpfen zahlreiche
queere Menschen noch immer
darum, überhaupt Kinder
aufziehen zu dürfen.

Diese Differenzen existieren.
Doch sie existieren auch
innerhalb der genannten Grup-
pen: Auch die Lebensrealitäten
von Frauen und queeren
Personen sind vielfältig. Die
Bedürfnisse einer alleinerzie-
henden Mutter mit Mindestlohn
unterscheiden sich von den
Bedürfnissen einer gut betuch-
ten Rentnerin. Genauso wie ein
gut verdienender Schwuler mit
anderen Problemen zu kämpfen
hat als eine trans Frau ohne
Schweizer Pass.

Das neue Gleichstellungsgesetz
muss einer Vielfalt von ver-
schiedenen Lebensrealitäten
gerecht werden, unabhängig

davon, ob es nur Männer und
Frauen oder auch queere
Personen einschliesst.

Das ist nur möglich, wenn
Probleme an derWurzel
gepackt werden. Und genau
hier gibt es grosse Überschnei-
dungen: Viele Diskriminierun-
gen gehen zurück auf starre
Geschlechterstereotype, die
Männer, Frauen und queere
Personen gleichermassen
betreffen. Unser Zusammen-
leben ist geprägt von klaren
Vorstellungen über «echte
Männer» und «richtige
Frauen». Diese Zuschreibungen
prägen unsere Gesellschaft.
Immer mehr Menschen sind
nicht mehr bereit, in diesen
Geschlechterkorsetten zu leben.

Doch wer abweicht, muss noch
immer mit gesellschaftlichen
Sanktionen rechnen: Berufs-
tätige Frauen gelten als Raben-
mütter, weinende Männer als
Waschlappen. Familien, in

denen die Frau die Haupt-
verdienerin ist, haben weniger
Einkommen.Wichtig ist: Auch
die Diskriminierung von homo-
und bisexuellen Menschen folgt
dieser Logik. Sie kann als
Bestrafung jener verstanden
werden, die mit einem der
zentralsten Elemente der
herrschenden Geschlechter-
ordnung brechen: der Hetero-
sexualität.

Das Gleiche gilt für die
Diskriminierung von non-
binären und trans Menschen.
Es gibt wenig, was die herr-
schenden Geschlechterbilder
stärker infrage stellt als die
Existenz von Menschen, die
sich ausserhalb der gängigen
Kategorien verorten oder ihr
biologisches Fundament zum
Wanken bringen.

Das alles zeigt: Die Einschrän-
kungen und Diskriminierungen,
mit denen Frauen, Männer und
queere Menschen zu kämpfen

haben, unterscheiden sich zwar
grundlegend, doch dahinter
stecken oft dieselben Ursachen:
veraltete Geschlechterstereo-
type, die viele Menschen davon
abhalten, sich frei zu entfalten.

Genau deshalb ist es richtig, die
Gleichstellung von queeren
Menschen und Frauen und
Männern in einem einzigen
Gesetz zu regeln. Dank zusätz-
licher finanzieller Ressourcen
soll dabei niemand zu kurz
kommen. Die verschiedenen
Kämpfe stehen nicht imWider-
spruch zueinander, sie stützen
sich gegenseitig.

SolcheWin-win-Situationen
sind in der Politik selten.
Ergreifen wir die Chance!

Das neue Gleichstellungsgesetz: eineWin-win-Situation
Es ist richtig, die Gleichstellung aller Anspruchsgruppen in einem einzigen Gesetz zu regeln.
So sind erstmals auch Menschen repräsentiert, die nicht den gängigen Geschlechtervorstellungen entsprechen.

Jansen pur

Ronja Jansen
SP-Landrätin und
BaZ-Kolumnistin
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Julia Konstantinidis

Als Jan (Name geändert) von der
Schwangerschaft seiner damali-
gen Freundin erfuhr,machte das
unverheiratete Paar hoffnungs-
froh Pläne für die Zukunft zu
dritt. Jan anerkannte auf dem
Zivilstandsamt Basel-Stadt noch
vor derGeburt des Kindes im Juli
2022 die Vaterschaft, und sie
erklärten dort die gemeinsame
elterliche Sorge: Siewollten sich
zu je 50 Prozent um das Kind
kümmern.

Seine Einstellung änderte sich
auch nicht, als sich das Paarnoch
vor derGeburt trennte. Denn seit
der Einführung des gemeinsa-
men Sorgerechts 2014 können
Elternteile, die sich trennen, die
alternierendeObhutvereinbaren.
Seit 2017 das neue Kindesunter-
haltsrecht in Kraft getreten ist,
hält das Zivilgesetzbuch (ZGB)
sogar explizit fest, die Gerichte
und die Kindesschutzbehörden
seien verpflichtet, die Möglich-
keit einer alternierenden Obhut
zu prüfen.

Nach eigenenAngabenhat sich
Jan seine Arbeits- und Lebens-
situation so eingerichtet, dass er
sein Kind zu 50 Prozent betreu-
en kann. Für den 34-Jährigen ist
es selbstverständlich, dass er sich
an der Betreuung seines Kindes
massgeblich beteiligenwill: «Ich
sehe die alternierende Obhut als
gelebte Gleichstellung, die ja in
unsererVerfassungverankert ist.
Sie kommt insbesondere auch
dem Kind zugute und ist in sei-
nem Interesse, da es nur auf die-
seWeise von beiden Elternteilen
gleich viel hat. Ich bin froh, dass
wir nicht mehr im letzten Jahr-
hundert leben, in dem die Kin-
derbetreuung meist vollständig
bei den Müttern lag.»

Treffen immer wieder
kurzfristig abgesagt
Doch die Fronten verhärteten
sich zusehends, vor allem wenn
es um Jans regelmässige Treffen
mit seinem Kind geht, die im
Hinblick auf eine alternierende
Obhut für den Aufbau einer tra-
genden Beziehung so wichtig
wären. Immer wieder sagt die
Mutter diese kurzfristig und
ohne ersichtlichen Grund ab. So
fanden etwa in den letzten zwei-
einhalb Monaten lediglich drei
Treffen statt, obwohl dem Vater
Ende April laut Entscheid des
Zivilgerichts Basel-Stadt vorsorg-
lich ein regelmässiger Kontakt
mit seinem Kind zweimal in der
Woche und jeden zweiten Sonn-
tag zugesprochen worden war.

Ebenfalls im Frühling setzte
der Kinder- und Jugenddienst
(KJD) zudem eine Beiständin für
das Kind ein, um die Eltern beim
schrittweisen Ausbau der Kon-
takte zwischen dem Kind und
demVater zu unterstützen – bis-
her ohne Erfolg. Jan fühlt sich
zunehmend diskriminiert und
fragt sich,wie er zu seinemRecht
kommt.

Das Bundesgericht habe näm-
lich bereits Ende 2020 entschie-
den, dass die alternierende Ob-
hut in jedem Fall geprüft und
auchverfügtwerdenmuss,wenn

keine zwingenden Gründe dage-
gen sprechen. Darauf setzt der
Basler nun seine Hoffnungen.

Natürlichwolle auch er nicht,
dass das Kind von der Polizei für
ein Treffenmit ihm bei derMut-
ter abgeholt werde – ein Mittel
zur Durchsetzung der Besuchs-
zeit. Eswird jedoch selten ange-
wandt,weil es betroffene Kinder
traumatisieren kann und dem
Kindeswohl nicht entspricht.

Allerdings wäre es doch auch
zum Wohle des Kindes, wenn
ihm eine frühe Beziehung zum
Vater ermöglicht würde, denkt
sich Jan. Eine weitere Möglich-
keit, das Besuchsrecht einzufor-
dern, wäre gemäss Artikel 292
des Schweizerischen Strafge-
setzbuchs die Androhung einer
Geldbusse wegen Ungehorsam
gegen amtlicheVerfügungen.Auf

einen entsprechenden Antrag,
den Janvergangenen Sommeram
Zivilgericht einreichte,wurde je-
doch nicht eingegangen.

In seinerVerzweiflungweigert
er sich nun, die vom Zivilgericht
imOktobervorsorglich festgeleg-
ten Unterhaltszahlungen an die
Mutter zu leisten: «Ichwill gleich-
berechtigtmitentscheiden dürfen,
wiemein Kind erzogenwird, und
auch selbst entscheiden,wie ge-
nau ichmein hart verdientes Geld
in die Obhut undErziehungmei-
nes Kindes investiere.»

Er schreibt Briefe an invol-
vierte Stellen, in denen er auf die
Klärung der Situation drängt,
gelangte letztlich auch an diese
Zeitung, um auf seine Situation
und die Missstände aufmerksam
zu machen. Denn jeder Tag, an
dem er sein Kind nicht sehe, sei
einweitererTag derEntfremdung.
«Ich wehre mich, weil ich mich
ungerecht behandelt fühle. Die
Kindsmutter macht – trotz ge-
meinsamerelterlicherSorge –mit
dem Kind,was sie will», sagt Jan.

Seit er sich selbst in dieser
Pattsituation befindet, hört und
liest er immerwieder von ähnli-
chen Geschichten. Er sorgt sich:
Werden Väter von den erstins-
tanzlichen Gerichten diskrimi-
niert? Ja, findet er, «die Rechts-
praxis ist nicht angemessen».

Doch, sagt hingegen Roland
Fankhauser, Professor für Zivil-
recht und Zivilprozessrecht an
der Uni Basel. «Eine Gesetzge-

bung muss sich nach dem Nor-
malfall ausrichten», sagt er. In
denüberwiegenden Fällen, in de-
nen es zu einer Scheidung oder
TrennungvonEltern komme, lau-
fe die Organisation des gemein-
samen Sorgerechts so ab, dass es
«für alle trag- und umsetzbar»
ist. Sei eine Situation aber ein-
mal «verkachelt, dann wird es
schwierig». Sprich: Können be-
ziehungsweise konnten sich die
Eltern nicht zusammenraufen,
wird es auch mit der geteilten
Betreuung schwierig.

Eigenpositionen der Eltern
im Vordergrund
Deshalb ist es für Fankhauser
auch nicht angezeigt, die alter-
nierende Obhut als Regelfall im
Zivilgesetzbuch zu verankern.
Das aber will ein Vorstoss des
TessinerNationalratsMarco Ro-
mano (Mitte), der diesen Herbst
vom Nationalrat angenommen
wurde und bald im Ständerat
behandelt wird. Fankhauser
überzeugt dies nicht, denn eine
solche pauschale Regelung ori-
entiere sich nicht am konkreten
Kindeswohl, sondern an«formal-
egalitären» Eigenpositionen der
Eltern. Sie entspreche auch nicht
der grossen Mehrheit der geleb-
tenWirklichkeit.

Eine faktenbasierteDiskussion
darüberwünscht sich allerdings
MarkusTheunert,Geschäftsleiter
vonMänner.ch,demDachverband
Schweizer Männer- und Väter-

organisationen. Denn er weiss:
«DasThema ist dermassen emo-
tional. Da braucht es eine sach-
liche Basis.» Dafür hofft er auf
aussagekräftige Resultate einer
Evaluation des Bundesamts für
Justiz, die derzeit untersucht,wie
in der Schweiz die erst- und
zweitinstanzliche Gerichtspraxis
zur alternierenden Obhut und
den Besuchsrechtsregelungen
gehandhabt wird.

Von den knapp 200 Anfragen
pro Jahr für eine Erstberatung
bei Männer.ch drehten sich laut
Theunert etwa 80 Prozent um
Trennungs- und Scheidungsfra-
gen. Zwar werde nicht erfasst,
mit welchem übergeordneten
Thema die Männer sich an seine
Stellewenden, «es ist aber schon
das häufigste Motiv, dass Väter
ihre Kinder öfters und alltags-
näher betreuen wollen, damit
aber gegenüber den Müttern
und/oderGerichten nicht durch-
dringen». Er höre immerwieder
von «struben» Fällen. «Für die
Väter frustrierend ist vor allem,
wenn sie laufend vor verschlos-
senen Türen stehen odermit fa-
denscheinigenArgumentenWo-
che fürWoche kurzfristig ausge-
laden werden und überhaupt
nichts dagegen tun können.»

Ob das wirklich System habe
oder es sich umEinzelfälle hand-
le, könne er schwer einschätzen.
«Das Problem ist aber schon
auch aus meiner Sicht, dass die
Gerichte oft aus einem Traditi-

onsreflex die alternierende Ob-
hut ablehnen,weil sie das Gefühl
haben, die Kinder seien bei der
Mutter halt irgendwie doch am
besten aufgehoben. Gerade für
die engagierten und in derErzie-
hung kompetenten Väter ist das
brutal. Hier bräuchte es bessere
Mechanismen, die gewährleis-
ten, dass die Gerichte wirklich
auf Basis einer fachlichen Ein-
schätzung entscheiden.»

Der langjährige Scheidungs-
anwalt Roland Fankhauser hat
einen nüchternen – oder schlicht
realistischen – Blick auf die Vä-
ter, wenn es um die alternieren-
de Obhut geht. Denn damit diese
funktioniere, müsse sie schon
etabliert sein, bevor sich ein Paar
trenne. «Der Grossteil der Väter
arbeitet aber nicht weniger als
90 Prozent», sagt der Jurist. Jene
Männer, die sich für die alternie-
rendeObhut einsetzten, so Fank-
hauser, «wären jene, die dagegen
sind, dassVäter zumehr Betreu-
ungsarbeit verpflichtet werden
müssen, solange die Eltern noch
zusammen sind», so sein Fazit.

Mediation und Paarberatung
statt Gesetzesänderung
Fankhauser sieht deshalb eher
bei der Gestaltung von Schei-
dungs- undTrennungsverfahren
Lösungsansätze. Denkbar wäre
für ihn etwa, dass Eltern, die sich
trennen und überKinderbelange
streiten, vermehrt und frühzei-
tig zurMediation oder Paarbera-
tung verpflichtet werden. Hoch-
konfliktuelle Familien müssten
seinerAnsicht nach eng begleitet
werden, damit sie einigermassen
unbeschadet durch die Krise
kommen können.

Zu einem ähnlichen Schluss
kommt Patrick Fassbind, Amts-
leiter der Kesb Basel-Stadt. Er
schreibt aufAnfrage: «Es braucht
keine Änderungen im Gesetz,
sondernwie in Basel kindeszen-
trierte Lösungsprozesse, sodass
Elternkonflikte und Kontaktab-
brüche erst gar nicht entstehen
beziehungsweise sich nicht ver-
festigen können.»

In Jans Ohren klingt dies wie
ein Hohn. Denn trotz früherer
freiwilliger Elternberatung mit
der Ex-Freundin und auch ver-
mittelnder Gespräche mit der
Beiständin komme es in seinem
Fall «immerwieder zu ungewoll-
ten, wochenlangen Kontaktab-
brüchen» zu seinem Kind. Ihm
bleibe die Hoffnung, dass ihm
schon bald die alternierendeOb-
hut zugesprochenwerde, «denn
jedes Kind hat das Recht, Mami
und Papi gleich oft zu sehen».

Geteilte Obhut – einMann
ringt umGleichberechtigung
Basler Vater verzweifelt Jan möchte sein Kind zur Hälfte betreuen. Damit stösst er aber bei der Kindsmutter und den Behörden
auf Widerstand. Er fühlt sich diskriminiert, weil er ein Mann ist.

«Ichwill
gleichberechtigt
mitentscheiden
dürfen, wiemein
Kind erzogen
wird.»
Jan

Wird Vätern in der Schweiz die Betreuung ihrer Kinder systematisch erschwert? Die Meinungen darüber gehen auseinander. Symbolfoto: Keystone
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